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EG

Perspektiven des 
europäisch-arabisclien Dialogs

Hajo Hasenpflug, Hamburg

Die energie- und zaliiungsbilanzpoütisclien Schwierigkeiten in der EG unterstreichen die Dringlichkeit 
des europäisch-arabischen Diaiogs, der im Oktober beginnt. Betroffen sind von dem Diaiog Jedoch 
nicht nur die arabischen und europäischen Interessen, sondern auch die der USA und von Entwick­
lungsländern.

Das Interesse der Staaten der Arabischen Liga 
an Verhandlungen mit der Europäischen Ge­

meinschaft hat sowohl ökonomische als auch poli­
tische Ursachen. Dabei haben die ökonomischen 
Faktoren eine Realisierung der politischen Inter­
essen sogar erst ermöglicht. Die ökonomischen 
Interessen der arabischen Staaten leiten sich aus 
den stark gestiegenen Öleinnahmen ab, die sich 
1974 auf ca. 50 Mrd. Dollar belaufen werden. 
Diese Mittel sollen unter anderem dazu dienen, 
die einseitig von der ölförderung abhängigen 
Wirtschaftsstrukturen zu diversifizieren, um lang­
fristig auf eine Erschöpfung der Erdöllagerstätten 
besser vorbereitet zu sein. Ein Aufbau verschie­
dener verarbeitender Industrien ist jedoch nur 
mit der Hilfe von Firmen und Know-how aus den 
Industrienationen möglich.

Der politische Grund für einen Dialog mit den 
Staaten der EG ist in dem Willen zu sehen, eine 
echte gleichberechtigte Partnerschaft mit Europa 
einzugehen. Dieser Versuch wird von einem Miß­
trauen gegen die politisch und militärisch starken 
Supermächte begleitet, deren Interessen man sich 
nicht unterordnen möchte. Darüber hinaus steht 
hinter dem Wunsch nach einem europäisch-arabi­
schen Dialog auch das Bestreben, einer geschlos­
senen Frontstellung der Industrienationen gegen 
die ölförderstaaten zuvorzukommen.

Auf der anderen Seite stehen handfeste Interes­
sen der europäischen Gesprächspartner. Die EG 
zielt auf eine Sicherung der Erdölversorgung ab 
sowie auf eine Milderung der zahlungsbilanzpoli­
tischen Schwierigkeiten, die durch die Rohöiver- 
teuerung entstanden bzw. drastisch verstärkt wor­
den sind. Die extrem gestiegenen Preise für Roh­
öl werden die Zahlungsbilanzen der neun EG- 
Mitglieder 1974 voraussichtlich mit mindestens 
55 Mrd. DM zusätzlich belasten'). Besondere

Schwierigkeiten werden sich vor allem für Italien, 
Großbritannien und in etwas geringerem Maße 
für Frankreich ergeben. Eine Lösung dieser Zah­
lungsbilanzprobleme muß schnell gefunden wer­
den, da nicht nur die einzelnen betroffenen Volks­
wirtschaften in immer schwierigere Situationen 
kommen, sondern das gesamte Weltwährungs­
system gefährdet ist.

Angesichts der vorhandenen Schwierigkeiten 
haben einzelne EG-Mitgliedstaaten bereits bilate­
rale Vereinbarungen mit Nahoststaaten getroffen, 
die innerhalb der Gemeinschaft nicht abgestimmt 
worden sind, dadurch den Eindruck einer „Rette- 
sich-wer-kann-Politik“ vermitteln und den Bestand 
der EG gefährden. So schließen die Bundesrepu­
blik und Frankreich bereits erfolgreiche Investi­
tionskooperationsabkommen ab, erhalten Export­
aufträge und Industriebeteiligungen. Aufträge an 
Großbritannien sind dagegen nur in geringem 
Umfang zu vermerken und beschränken sich im 
wesentlichen auf seine ehemaligen Protektorate 
am Persischen Golf. Dennoch findet im Falle 
Großbritanniens das Recycling der Öldevisen 
statt. Arabische Staaten investieren hohe Summen 
in britische Immobilien und Schatzanleihen. So 
soll Kuweit 4,5 Mrd. DM in britischen Staatsanlei­
hen angelegt haben. Insgesamt sind allein in der 
Zeit von April bis Ende Juli 1974 gut 12 Mrd. DM 
britischer Rentenpapiere neu placiert worden )̂, 
die im wesentlichen Öldevisen absorbiert haben
')  V g l. 0 . V .: Ö lk r is e  v e ru rs a c h t Z a h lu n g s b ila n zd e fiz it  v o n  rund 
22 M rd. s ,  in: N a ch rich ten  fü r A u ß e n h a n d e l, Nr. 82 vom  26. 4. 1974.
2) V g l. o . V .: A ra b e r  i<aufen S ta a ts a n le ih e n , in: H a n d e lsb la tt vom  
6. 8. 1974, S . 13.
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sollen. Hierdurch l<ommt zum Ausdruck, daß 
Großbritannien — trotz des desolaten gesamt­
wirtschaftlichen Zustands — international nach 
wie vor eine gewisse Kreditwürdigkeit genießt. 
Dazu haben vermutlich auch die Erwartungen in 
die britischen Nordseeölfunde beigetragen, die 
der Insel ab 1980 einen 100%igen Selbstversor­
gungsgrad sichern sollen.
Im Gegensatz dazu ist die Lage für Italien weit­
aus schwieriger und droht, für die gesamte EG 
zu einer immer stärkeren Belastungsprobe zu 
werden. Die bisher aus den Staaten der Arabi­
schen Liga und dem Iran erteilten zusätzlichen 
Exportaufträge an italienische Firmen sind relativ 
gering. Bisher haben in erster Linie die Bundes­
republik, Frankreich, Japan und die USA umfang­
reiche Vertragsabschlüsse vorzuweisen. Ein Re­
cycling von Öldevisen nach Italien findet auch 
nicht v/ie im Falle Großbritanniens in der Form 
des Auflegens von Emissionen statt. Die Ursache 
hierfür ist das fehlende Vertrauen internationaler 
Finanzkreise in die italienische Wirtschaft, die 
voraussichtlich für 1974 ein Zahlungsbilanzdefizit 
von 30 Mrd. DM aufweisen wird.

Unzumutbares Olpreisniveau
Angesichts der bedrohlichen Auswirkungen der 
Ölkrise und der unterschiedlichen Erfolgsaussich­
ten einzelner EG-Staaten, sie zu meistern, bietet 
der europäisch-arabische Dialog einen positiven 
Ansatzpunkt, den Zusammenhalt der EG zu för­
dern. Der Bestand der Gemeinschaft ist nämlich 
durch nicht vertragskonforme handelspolitische 
Maßnahmen schwacher Mitgliedstaaten, wie sie 
z. B. Italien ergreift, ernsthaft gefährdet. Außer­
dem ist ungewiß, wie lange und in welchem Aus­
maß die relativ zahlungsbiianzstarken Mitglieds­
länder Stand-by-Maßnahmen anbieten können. 
Außerdem würde sich das regionale Wohlfahrts­
gefälle der Gemeinschaft vergrößern, regional­
politische Ausgleichszahlungen würden dringen­
der denn je, und eine Harmonisierung der Wirt­
schaftspolitiken würde immer unmöglicher.
Im Rahmen des Dialogs bieten sich nunmehr Mög­
lichkeiten, gemeinschaftlich über Ölversorgungs­
und Recycling-Themen zu sprechen, die bilateral 
für einige Mitgliedstaaten ohne Aussicht auf Er­
folg gewesen wären. Im Rahmen dieser Ge­
spräche wird die EG darauf drängen müssen, daß 
Preissenkungen für die Öllieferungen herbeige­
führt werden, denn es hat wenig Sinn, in einer 
Art Sisyphusarbeit durch erhöhte Exportanstren­
gungen, Beteiligungen an den europäischen in- 
dustriegesellschaften oder das ständige Auf­
legen von Anleihen die Zahlungsbilanzlöcher zu 
stopfen, wenn die gegenwärtigen Rohölpreise 
gleichbleiben oder sogar steigen. Es muß den 
Staaten der Arabischen Liga, wie auch dem nicht 
zur Arabischen Liga gehörenden Iran, klargemacht

werden, daß das gegenwärtige Preisniveau weit 
über der Grenze des weltweit Zumutbaren liegt 
und eine partnerschaftliche Zusammenarbeit lang­
fristig wenig lohnend macht — vielmehr wäre 
dann die verstärkte Ausschau nach teuren Sub­
stitutionsenergien interessant.

Notwendige Absatzgarantien

Der Hinweis auf eine echte partnerschaftliche Ko­
operationspolitik gilt jedoch auch für die EG- 
Staaten. Befriedigende Lösungen hinsichtlich der 
Öllieferungen und ölpreise sowie ein Entgegen­
kommen der arabischen Staaten bei einer mög­
lichen europäischen Gemeinschaftsanleihe kön­
nen nur erwartet werden, wenn die EG ihrerseits 
bereit ist, den Wünschen der Araber weitgehend 
Rechnung zu tragen. Die Förderstaaten erwarten 
von den Europäern, daß diese ihnen bei der In­
dustrialisierung ihrer Länder mit Investitionsgü­
tern und Know-how zur Seite stehen. Da die zu 
erstellenden Industrieanlagen aufgrund der be­
schränkten Absorptionsfähigkeit der arabischen 
Märkte häufig nicht wirtschaftlich arbeiten kön­
nen, wünschen die bevölkerungsarmen arabischen 
Förderstaaten außerdem Garantien für den Absatz 
auf westlichen Märkten )̂. Die Gemeinschaft muß 
daher zu derartigen Abnahmegarantien bereit sein 
und notfalls sogar Schwierigkeiten für ihre eige­
nen Industrien in Kauf nehmen, falls es zu er­
höhten Importen aus dem arabischen Raum 
kommt. Langfristig könnte dies vor allem bei ver­
arbeiteten Ölprodukten sowie bei verschiedenen 
Erzeugnissen der Petrochemie der Fall sein, da 
derartige Produktionsstätten in allen Förderstaa­
ten mit Hilfe der Industrienationen in relativ gro­
ßer Anzahl errichtet werden.
Allerdings ist zu befürchten, daß die Politiker in 
einigen Mitgliedstaaten diesen Zusammenhang 
zwischen einer Öffnung der eigenen Märkte als 
Folge einer mit europäischer Hilfe vorangetriebe­
nen Industrialisierung der bevölkerungsarmen 
arabischen Staaten und als Preis für eine ge­
sicherte Rohölversorgung sowie eine langfristige 
Verbesserung ihrer Zahlungsbilanzen nur schwer 
begreifen werden. Eine Einigung in Brüssel über 
eine Marktöffnung bzw. über Abnahmegarantien 
für Industrieprodukte wird unter Zugrundelegung 
bisheriger Erfahrungen skeptisch zu beurteilen 
sein, da sich derartige Verhandlungen im EG-Rat 
aufgrund des Wehgeschreis eines oder zweier 
EG-Partner unendlich hinzuziehen und, wenn 
überhaupt, mit einem minimalen Ergebnis zu 
enden pflegen. Und diese Ergebnisse werden 
auch dann häufig nur durch Ausgleichszahlungen 
und andere Zugeständnisse von den stärker am 
Freihandel interessierten Mitgliedstaaten an die 
vermeintlich betroffenen Mitgliedstaaten erkauft.
3) V g l. D a vid  H o u s e g o :  S a u d i-A r a b ia  -  Into th e  15th C e n ­
tu ry, In: T h e  F in a n c ia l T im e s , N o . 26323 vo m  27. 3 .19 7 4 .
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Geht man davon aus, daß die anstehenden 
schwierigen Probleme der am europäisch-arabi­
schen Dialog beteiligten neun EG-Staaten und der 
20 Nationen der Arabischen Liga zur Zufriedenheit 
beider Seiten gelöst werden können, so dürfen 
darüber beide Seiten ihre Verpflichtungen gegen­
über den übrigen Entwicklungsländern nicht ver­
gessen. Eine erfolgreiche Kooperationspolitik 
zwischen den Staaten diesseits und jenseits des 
Mittelmeeres birgt die Gefahr, daß diese Politik 
unter anderem auf Kosten der Entwicklungsländer 
durchgeführt wird, die bereits aufgrund der ge­
stiegenen Ausgaben für Erdölimporte mehr denn 
je auf die Rücksichtnahme anderer Staaten ange­
wiesen sind. Die Entwicklungsländer müssen 
nämlich in diesem Jahr in etwa die Summe zu­
sätzlich für Erdölimporte aufbringen, die der öf­
fentlichen Entwicklungshilfe aller Geberländer der 
OECD im Jahr 1972 entspricht. Die Ölimporte der 
Entwicklungsländer haben zudem wertmäßig 
einen Anteil an den Gesamtimporten erreicht, der 
die Zahlungsbilanzsituation hoffnungslos ver­
schlimmert — wenn nicht auf andere lebensnot­
wendige Importe verzichtet werden soll.

Die ölfördernden Staaten dürfen deshalb die bis­
herigen Ansätze zu einem arabisch-afrikanischen 
Entwicklungsfonds nicht als Alibi für das Unter­
lassen weiterer Hilfen benutzen, da dieser Fonds 
angesichts der durch die Ölpreissteigerungen be­
dingten Entwicklungsschwierigkeiten bestenfalls 
als Tropfen auf den heißen Stein angesehen wer­
den kann. Insbesondere sollten die Araber es 
nicht darauf anlegen, weitere Hilfsmaßnahmen 
mit politischem Wohlverhalten in der Israel-Frage 
erkaufen zu wollen. Außerdem sollte die Hilfe 
frei sein von religiös-dogmatischen Überlegun­
gen, denn bisher — von Ausnahmen abgesehen — 
ist die arabische Entwicklungshilfe ausschließlich 
islamischen Staaten zugute gekommen. Notwen­
dig ist vor allem ein Rohöl-Sonderpreis für Ent­
wicklungsländer, wie ihn vor einiger Zeit bereits 
das 7er-Komitee der OAU und Indien vorgeschla­
gen haben.

Die Gemeinschaft sollte die Chance des europä­
isch-arabischen Dialogs nutzen und die arabische 
Welt auf diese Notwendigkeiten im Hinblick auf 
die sogenannte „Vierte Welt“ hinweisen. Ver­
stärken sich nämlich deren Zahlungsbilanzschwie­
rigkeiten, kann die europäische Industrie kaum 
noch mit Exportaufträgen aus diesen Ländern 
rechnen. Die EG sollte ihrerseits darauf bedacht 
sein, bei einer potentiellen Marktöffnung für ver­
schiedene verarbeitete Produkte aus den arabi­
schen Staaten die übrigen Entwicklungsländer in 
derartige Regeln einzubeziehen, damit ein Ausbau 
der europäisch-arabischen Handelsbeziehungen 
nicht auf dem Rücken der ohnehin schon schwa­
chen Entwicklungsländer ausgetragen wird.

Belastung der atlantischen Beziehungen

Ein weiteres Problem bei der Durchführung des 
europäisch-arabischen Dialogs besteht in der 
Rücksichtnahme auf die bestehenden atlantischen 
Beziehungen. Die USA haben bereits offen zu er­
kennen gegeben, daß sie dem Dialog mit Miß­
trauen entgegensehen, weil die EG mit den Ara­
bern Formen der Zusammenarbeit entwickeln 
könnte, die zu Lasten der amerikanischen Han­
delsposition im Mittelmeerraum und im Nahen 
Osten gingen.

,Um einer vorschnellen Kontaktaufnahme europä­
ischer und arabischer Staaten angesichts der Öl­
krise zuvorzukommen, hatten die USA die EG- 
Staaten, Kanada, Japan und Norwegen im Fe­
bruar dieses Jahres nach Washington zur Ener­
gie-Konferenz eingeladen, auf der über ein koor­
diniertes Vorgehen der Industrienationen gegen­
über den ölproduzierenden Staaten beraten wer­
den sollte. Eine einheitliche EG-Meinung kam auf 
dieser Konferenz nicht zustande, da Frankreich 
einem weiteren koordinierten Vorgehen nicht zu­
stimmte, weil dadurch der Eindruck einer Front­
stellung gegen die Förderstaaten hätte entstehen 
können, der die Ölversorgungskrise nach franzö­
sischer Meinung nur verschlimmert hätte. Die USA 
hatten schließlich aber doch erreicht, daß zu­
nächst kein Alleingang der EG mit den arabischen 
Staaten zustandekam. Die EG demonstierte dabei 
vollendete Uneinigkeit, da Frankreich an den 
Folgearbeiten der Washingtoner Energiekonfe­
renz nicht teilnahm. Wenn nun nach Abschluß der 
Arbeiten in der Energiekoordinierungsgruppe die 
EG doch noch Gespräche mit der Arabischen 
Liga über denselben Fragenkreis aufnimmt, nach­
dem acht EG-Staaten mit den USA verschiedene 
Vereinbarungen zur Milderung der Ölkrise ge­
troffen haben — z. B. Regelungen über substitu­
tive Energiequellen oder über das Oil-sharing in 
Mangelsituationen —, dann muß sich die EG 
rechtzeitig über die Rückwirkungen des euro- 
päisch-arabischen Dialogs auf ihr Verhältnis zu 
den USA klar werden. Diese Abstimmung muß 
allerdings frühzeitig und in Brüssel vorgenom­
men werden und nicht erst in Algier oder Kairo, 
wo Meinungsverschiedenheiten unter den Neun 
nur peinlich sein können. Ein Eklat wie im Fe­
bruar in Washington darf sich nicht wiederholen. 
Die acht EG-Staaten müssen eine Klärung über 
den Fahrplan für den Dialog im Hinblick auf das 
Verhältnis zu den USA unter anderem auch des­
halb herbeiführen, weil Frankreich gegenwärtig 
den Ratsvorsitz innehat und zweifelsohne, ob be­
wußt oder unbewußt, mit einem nicht entspre­
chend eng gehaltenen Mandat eher als die ande­
ren Acht auf Konfrontation mit den USA gehen 
würde — zumal es keine Abmachungen im Rah­
men der Energiekoordinierungsgruppe mit den 
USA eingegangen ist.
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